
Bundés'säzialgerichf

212_HJ56/63*

Verkündet am
,14.Dezember 1966.

r 1
l;’Bundessozialrichter‚ W„eb e r ,
; Bundessozialrichter Dr. K a 1

Im Namen des Volkes

Urteil}

' "in dem Rechtsstreit

Landesversicherungsanstalt Niederbayern-Oberpfalz9
Landshut, Maximilianstraße 18/19,

Beklagte und Revision3klägerin,

gegen

Kläger und Revisionsbeklagter‚6v

6Prozeßbevollmächtigte:

Der 12„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 14° Dezember 1966 durch ‚

;“„Senatspräsident jvveiR a a
e k

_"‘ ri Ifgjj_; j"'-";‘-Vorsitzender—,

‘-Bundesrichter_,_' A'_Dr. s c h u b e r t',y
.vBundesrichter f ‘ Dr. F_ 'e»d e r i c h s”‚7

sei"

für Rééh£erkanhtzp

VDie Revision der Beklagten gegen das Urteil des
Bayerischen Landessozialgerichts vom 6. Dezember

'1962 wird zurückgewiesen°

”Die Beklagte hat dem Kläger auch die außergericht—
lichen Kosten des Revisionsverfehrens zu erstatten;
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G r ü n d e
___—__— _——_——.—

Der 1931 geborene Kläger befand sich vom 14, März‘bis

6. April 1957 wegen einer Grippe und einer Hebenhöhlen—
entzündung und vom 30° April bis 23„ Dezember "957 wegen

einer Streptokokkensepsis mit Endomyocarditis in statio-

närer Krankenhausbehandlung° Am 2„ Januar 1958 beantragte

er Rente aus der Arbeiterrenténversioherung° Die Beklagte
gewährte ihm ein Heilverfahren, das in der Zeit vom 12„ Juli

bis 8° August 1958 in Bad Nauheim-durchgeführt wurde; Eurch

Bescheid vom 7° August 1958 bewilligte sie ihm ferner Über—_

gangsgeld für die Zeit vom 1° Januar bis 8„ August ”9589 H

und_durch Bescheid vom 15. September 1958 gemäß 55 1276

Abs° 1, 1246 der Reichsversicherungsordnung (EVO) Rente
wegen Berufsunfähigkeit für die Zeit vom 9° August bis

310 Dezember 19589 '

Mit seiner gegen den zuletzt genannten Bescheid erhobenen

Klage hat der Kläger geltend gemacht, das ihm nach € 1241

Abso 1 Satz 2 BVD zustehende Übergangsgeld müsse ihm be—

reits vom 31° Oktober 1957 an gezahlt werden, da er inner“

halb von drei Monaten, gerechnet vom Beginn der 27„ Woche

nach seiner zweiten Erkrankung, den Rentenantrag gestellt

habe. Das Sozialgericht (SG) Landshut hat seine Klage
durch Urteil vom 10" Dezember 1959 abgewiesen und die Be»

rufung zugelassen° Es hat in den Gründen ausgeführt, der

Versicherungsfall der Berufsunfähigkeit trete bei der Rente

nach %1276Abs„ 1 EVOnicht erst mit demZeitpunkt der
Aussteuerung aus der Krankenversicherung bzw„ dem Ablauf

der 26. Woche nach Beginn der Berufsunfähigkeit ein, weil.

es nach neuem Recht keinen besonderen Versicherungsfall der

„3-
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vorübergehenden Berufsunfähigkeit mehr gebe. Da die Rente

v nicht innerhalb von drei Monaten nach Beginn der Berufs—

unfähigkeit - gleichgültig ob man diesen bereits mit der

'
ersten oder erst mit der zweiten Erkrankung annehme ; be—

antragt worden sei, könne der Kläger gemäß £@1241, 1290
Abs° 2 EVO nur vom Beginn des Antragsmonats, d„h° ab_1° Ja—.g

nuar 1958 Übergangsgeld bekommen°

Hiergega1hat der Kläger Berufung eingelegt und dazu vor—
getragen, der Veréicherungsfall sei erst am 30° Oktober 1957

.eingetreten, so daß der Rentenantrag rechtzeitig gestellt_

worden sei; VI .“ " ' ' „ V > '

Das Bayerische Landessczialgéricht (LSG) hat dastrteil des‘

SG vom 10° Dezember 1959 aufgehoben und den Bescheid_der Be45

klagten vom 7° August 1958 dahin abgeändert, daß sie
ver—

pflichtet ist, das Übergangsgeld bereits v0m 31. Oktober 1957

an zu zahlen. Zur Begründung hat das LSG zunächst ausgeführt,

_
der Kläger habe nach seiner Erklärung in der Kla geschrift

vom 15. Oktober 1958 gegen den Bescheid vom 15. September

1958 Klage erhoben° Dieser Bescheid betreffe die Gewährung'j

der Berufsunfähigkeitsrente für die Zeit Vom9° August bis f
310 Dezember 1958„ Hierüber bestehe jedoch zwischen den Bei;h

teiligten kein Streit, vielmehr sei allein zweifelhaft, ob '

der Beginn der Zahlung des Übergangsgeldes richtig fest—
"gesetzt worden sei‚ Über den Anspruch auf Übergangsgeld

habe die Beklagte in ihrem Bescheid vom 7. August 1955-ent—'._f

schieden° ‚In Wirklichkeit sei daher dieser Bescheid ange— i}
fochten. Wenn er dem Kläger zugestellt werden sei, sei aus„igi

der Heilverfahrensakte nicht zu ersehene Indessen könne l". g

diese Frage auf sich beruhen; da der Bescheid keine Rechte; :

behelfsbelehrung enthalte, sei gemäß 5 66 des Sozialgerichts—

gesetzes (SGG) die Frist_zur Erhebung der Klage auf jeden
3

'Fall_gewahrto ' ' "
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In der Sache iSt das LSG der Auffassung, wegen der Vorschrift
des 5 1241 Absa 1 Satz 2 RVG beginne das Übergangsgeld mit

(dem Zeitpunkt, Von dem an die Rente zu zahlen gewesen väre

Bei der Rente auf Zeit nach 5 1276 RVG sei Versicherungsfall
an sich der Eintritt der Berufs— bzw. Erwerbsunfähigkeit
und nicht erst der Ablauf der 26° Woche seit dem Eintritt
äieser Ereignisse, weil, wie das Berufungsgericht in länge-

ren Ausführungen dargelegt hat, es nach neuemRecht nur noch
einen einheitlichen Versicherungsfall der Berufs— hzw= der
Erwerbsunfähigkeit gebe. Der Versicherungsfall der Erwerbs—

unfähigkeit 581 aber am300 April 1957 eingetreten, als der -
Kläger wegen einer Streptokokkensepsis mit EndomyocarditisL

in das Städt150he Elisabeth—Krankenhaus L eingelie—
fert worden sei° Der Annahme des Medizinalreferenten
Dr„ L ‘ ; wonach Erwerbsunfähigkeit bezeits vom 14 “äärz
1957 an bestanden habe, könne nicht zugestimmt werden° Bei,
der ersten Stationären Behandlung vom 14. März 1957 bis ' ”

6° April 1957 habe es sich um eine Grippe—Erkrankung mit
Nebenhöhlenentzündung gehandelt, die voll ausgeheilt worden
sei und die ■ieht die Ursache der später aufgetretenen
Streptokokkensepsis mit Myocarditis gewesen sei. Diese

„erste Krankheit habelediglich vorübergehendeArbeitsunfä—"
higkeit im Sinne der Krankenversicherung, aber noch keine
B€TUfS' bzw„ Erwerbsunfähigkeit hervorgerufene Dafür spre—
che auch der Umstand, daß die Krankenkasse die spätere Er-

krankung 818 neue Krankheit aufgefaßt und dement3prechend
'für sie_für 26 Wochen Krankengeld gewährt habe°

-GleiChW0hl habe dies nicht zur Folge, wie das SG angenommen
{habe, daß deshalb eine Rentengewährung erst ab 1 Januar
1958 an in Betracht gekommen sei, weil der Klé ger nicht

.inne1halb von drei Monaten nach Eintritt des Versicherungs—
falles die Rente beantragt babe {; 1290 Abs, 2 BVG), sondern}
erst Anfang 1958° Für die Rente auf Zeit sei sowohl % 1290

Abs° 1 als auch dessen Absatz 2 nicht unmittelbar anwendber„
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Bei der danach allenfalls in Betracht kommenden entsprechen—?

“den Anwendung könne aber nur davon ausgegangen werden, daß "

eine verspätete Antragstellung mit der ent8prechenden Wir—
kung des @ 1290 Abs, 2 BVG frühestens nach Ablauf von drei
Monaten

von dem Zeitpunkt an anzunehmen sei, in welchem die

Voraussetzungen für eine Rentengewährung erfüllt seien, in

welchem also die Rente frühestens hätte beginnen können, was

hier am 50« Oktober 7957 der Fall gewesen sei, Da der Kläger

jedoch die Rente'am2. Januar 1958beantragt habe, also in—
nerhalb von drei Monaten seit dem Beginn der 27. Woche nach

Eintritt der Erwerbsunfähigkeit (30, Oktober 1957), hätte

damit auch bei einer entsprechenden Anwendung des 5 1290.

Abs° 2 EVO die Rente vom Beginn der 27. Woche an_gewährt

'Werden müsseno’ Daraus folge wiederum, daß auch das Über- '
gangsgeld nicht erst vom“!° Januar 1958, sondern — entspre—

chend dem Berufungsahtrag
— bereits vom 31. Oktober 1957 an

zu zahlen sei° ' ' ' '

"Das LSGhat in Seinem Urteil die Revision zugelassen. Die
Beklagte hat dieses Rechtsmittel eingelegt und sinngemäß
'beantragt, ' ' ' i"1d' ' ' f" ' ' '

'das Urteil des Bayerischen LSG vom

6. Dezember 1962 aufzuheben und die

'Berufung des Klägers gegen das Urteil
ldes SG Landshut vom 10. Dezember 1959,
zurückzuweisenai..

In längeren Ausführungen nimmt die Revision zunächst zu der'

Frage Stellung, ob der Versicherungsfall bei einer Rente auf

Zeit mit dem Eintritt der Berufse oder Erwérbsunfähigkeit zu—
sammenfällt oder erst mit dem Beginn der 27° Woche eintritt;

Die Beklagte bekennt Sich sodann zu der zuletzt genannten Auf—;

fassung, Auch unter Zugrundelegung dieser Ansicht_sei jedoch'f
die Klage nicht begründet, da auch dann die Dreimonatsfrist' "

des 5 1290 Abs. 2 EVOnicht gewahrt sei, _Die Erwerbsuniähig—
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keit sei nämlich nicht erst am 30, April 1957, sondern be—

reits mit der ersten Erkrankung am 14, März 3957 eingetreten,

Der Kläger sei damals an einer schweren Grippe mit Neben—

höhlenentzündung erkrankt° Bereits am
28,-April 7957 habe

es einen Rückfall mit hohem Fieber gegeben° Sei es, daß die

Grippe noch nicht Völlig ausgeheilt gewesen sei, sei es, daß

der Kläger es an der notwendigen Schonung habe fehlen lassen,

jedenfalls habe sich eine Streptokokkensepsis mit Myocarditis

entwickelt, die einen erneuten mehrmonatigen Krankenhaus— '

aufenthalt notwendig gemacht haben Da an jeder Grippeerkranm

kung Streptokokken beteiligt seien und der Kläger durch die

erste Erkrankung für eine Streptokokkeninfektion besonders

anfällig gewesen sei, müsse bei der kurzen Zeitspanne zw:L--LÜKJVZi

schen dem ersten und dem zweiten Krankenhausaufenthalt Erw

werbsunfähigkeit bereits vom 140 März 1957 an angenommen wer»;

den° Daß die Krankenkasse die zweite Erkrankung als neuen
V

Krankheitsfall entschädigt habe, sei für die Eentehversiche—_°h

rung nicht verbindlich. Die 27._Woche habe somit am 150 Sep—‘
tember 1957 begonneno Der Rentenantrag sei aber erst am V

2" Januar 1958 gestellt worden und damit verspätett

Der Kläger beantragt,‘

die Revision zurückzuweisen,

da das angefochtene Urteil richtig sei,

in.,

Die von der Beklagten form— und fristgerecht eingelegte und

begründete Revision ist unbegründet, ' ' ' '

Soweit die Revision Vorträgt‚ der Versicherungsfall sei
_

beim Kläger bereits mit seiner ersten Erkrankung am T4, März

1957 eingetreten, kann dieses Vorbringen in der Revisions—

instanz nicht berücksichtigt werden° Das LSG hat ausdrücklichv

-'7..
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festgestellt, daß es sich bei der ersten Erkrankung nur um '

eine vorübergehende Krankheit gehandelt habe, die völlig ff

hätte ausgeheilt werden können, und daß der Kläger erst am

36‚ April 1957 "erwerbsunfähig" geworden sei. Hieran ist
der Senat nach @ 163 SGG gebunden, da die genannten Fest—z

stellungen mit Verfahrensrügen nicht angegriffen sind,» -

Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) ist

Versicherungsfall bei der Rente auf Zeit nach @ 1276 RVO

der Eintritt der Berufs—oder Erwerbsünfähigkeit (BSG22‚f

278; SozR%1276RVONr. 3)° Dagegenhaben sich ua Scheérer

(Soners. 1965,359ff) undMalkewitz(DRentV1966,6 ff)
gewandto_ Für die hier zu entscheidende Frage ist diese

Streitfrage jedoch bedeutungslos. Auch unter Zugrundelegung

der Rechtsprechung des BSG muß die Rente auf Zeit vom Beginn

„
der 27. Woche nach Eintritt der vorübergehenden Berufs— oder
Erwerbsunfähigkeit gezahlt Werden, wenn der Rentenantrag nicht

später als drei Monate nach diesem Zeitpunkt gestellt ist,.

Nach@i296"Apé.f1i3atz1 RVOist die Rentegrundsätzlich;
vom Beginn des Monats an zu gewähren, in dem ihre Voraus-.f

setzungen erfüllt sind° Das gilt jedoch ua nur vorbehalt-
lich der Bestimmung des 5 1276 RVG, Während somit für die

anderen Rentenleistungen zur Vermeidung einer zeitraubenden f

Abrechnung des ersten Rentenzahlbetrages nach Tagen immer der

Erste eines Monats als Anfangszeitpunkt gewählt worden ist,

muß demgegenüber bei der Rente auf Zeit, im Einklang mit der

ausdrücklichen Regelung in 5 1276 Abs, 1 RVG, die Rente fürk

den ersten Monat stets nach Tagen ausgerechnet werden° Da-

rauf, wann der Rentenantrag gestellt ist, kommt es hiernach}

zunächst nicht ano‚l

Erst @ 129ö Abs° 2 RVG schreibt dann vor, daß abweichend von
dieser grundsätzlichen Regelung die Rente wegen Berufsunfähig-

keit oder wegen Erwerbsunfähigkeit stets erst vom Beginn des
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,

Antragsmonats
an zu gewähren ist, wenn der Antrag später als

drei Monate nach dem Eintritt der Berufsunfähigkeit oder der

Erwerbsunfähigkeit gestellt wirdo Dabei ist jedoch nunmehr

keine Ausnahme für die Rente nach 5 1276 RVG mehr vorgesehen°

Es fehlt daher jeder Anlaß, für diese Rentenart € 1290 Abs„2
ARVG nicht anzuwenden° Im Zusammenhang mit der Rente auf Zeit

kann die damit unausweichliche Anwendbarkeit des € 1290 Abs„2

RVG aber nur bedeuten, daß der Rentenantrag hier nicht spä—

ter als drei Monate nach dem Beginn der 27. Woche nach dem
Eintritt der voraussichtlich in absehbarer Zeit behobenen

Berufs— oder Erwerbsunfähigkeit gestellt sein darf° Andern—

falls müßte in vielen Fällen die Rente bereits zu einer Zeit
beantragt werden, zu der überhaupt noch nicht zu erkennen

_ist, ob es jemals zu einer Leistung aus der Rentenversicheä4

rung kommenwird° Außerdemwürde der Versicherungsträger "
alsdann in der Regel ohnehin erst den Ablauf von 26 Wochen
abwarten, bevcr er zu der Frage Stellung nimmt, ob der Ver—

sicherungsfall für eine Rente auf Zeit nach € 1276 RVG ein—

getreten ist° Vor allem aber würde anderenfalls die Drei—
mohatsfrist schon laufen, bevor überhaupt eine Rente zu

zahlen ist. Allein sinnvoll ist es daher, die Dreimonats—
„

frist des 5 1290 Abs. 2 RVG bei einer Rente nach @ 1276 RVG
.

mit demAblauf der 26. Voche beginnen zu lassen, und zwar ‚_
unabhängig von der Frage, was Versicherungsfall bei den Rene

ten auf Zeit im einzelnen ist° Der Auffassung von Jantz/Zweng

(Das neue Recht der RentV der Arbeiter und der Angestellten,

@ 1276 RVG Anmß III 1 Abs, 3), @.1290 Abs. 2 RVG greife dann
Platz, wenn.der Antrag in dem auf die 27. Woche folgenden

-oder einem späteren Monat gestellt wird, die Rente beginne

alsdann, da der Antrag später als drei Monate nach Eintritt

der Berufs— bzw. Erwerbsunfähigkeit geStellt sei, am Ersten‘
ldes Antragsmonats, ist somit nicht zu folgen.. Wäre diese
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AnsiCht richtig; würde einmal dann, wenn der Ablauf:def

26„ Woche in die letzten Tage eines Monats fällt und der
Rentenantrag nicht mehr im Laufe dieses Monats gestellt
wird,

wegen des damit verbundenen Beginns der Rente zum
Ersten des Antragsmonats der Versicherte um die Rente für

mehrere ?age gebracht W€räen° Das wäre ein nicht Zu bil-

ligendes Ergebniso.—l

Darüber hinaus wäre die von Jantz/Zweng vertretene Auf- 7_

fassung aber auch noch aus einem anderen Grunde_wenig sinn—

VOllo @1290 Abso 2 RV0 bezweckt als Ausnahme von Abs. 1_.
einen späteren Rentenbeginn als den Regelbeginnc' Diesemf '

Grundgedankennwü1dgßinemABelegung„nith„enisnxesbenl„dieg;_
zur Folge hat, daß ein nach @ 1290 Abs° 2 BVG verspäteter

Antrag (zB Vier oder fünf Monate nach Eintritt der voraus-
sichtlich in absehbarer Zeit behobenen Berufs— oder Erwerbs-

unfähigkeit) nicht zu einem verspäteten, sondern ZumRegel—
beginn führt„ Deshalb ist aus den dargelegten Erwägungen
der Ansicht des LSG zuzustimmen. Da nach dessen Feststel-

lungen der Versicherungsfall der vorübergehenden Erwerbsun—

fähigkeit“am‘30?“AprilÜt957”erngetretEn”istvfliefwdre’2■r”Wo=”

Che somit in den letzten Tagen des Monats Oktober 1957 ab°
Die Rente aber ist am 2- Januar 1958 beantragt worden, also „'
noeh vor Ablauf ven drei Monaten seit Ende Oktober 1957;1 '

Nach alledem hat das LSGdie Beklagte im Hinblick auf
5 1241 Abso ? Satz 2 RVOZu Recht entsprechend demKlage—
antrag zur Zahlung von Übergangsgeld bereits vom 31. Ok—-
tober 1957 an verurteilt‘?

Die Revi$ion ist daher zurückzuweisen°

;1oÄ
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Die Kostenent3cheidung beruht auf @ 793„SGG5
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